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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Albert Schmidt (Hitzhofen), Gila Altmann (Aurich), Elisabeth 
Altmann (Pommelsbrunn), Franziska Eichstädt-Bohlig, Egbert Nitsch (Rendsburg), 
Marina Steindor, Helmut Wilhelm (Amberg) und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zu der Beschlußempfehlung des Ausschusses für Verkehr (15. Ausschuß) 
- Drucksache 13/7367 - 


zu dem Antrag der Abgeordneten Albert Schmidt (Hitzhofen), Gila Altmann 
(Aurich), Helmut Wilhelm (Amberg) und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/5198 - 


Finanzierung der Schienennahverkehrsinfrastrukturen sicherstellen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Die Beschlußempfehlung erhält folgende Fassung: 

„1. Die im Dreijahresplan Schiene für die Jahre 1995 bis 1997 vor- 
gesehenen 1,5 Mrd. DM für Maßnahmen des Schienenperso- 
nennahverkehrs sind, soweit sie noch nicht abgeflossen sind, 
zeitnah in die Programmhoheit der Länder zu überführen. Sie 
sind dabei als Zuschüsse statt als zinslose Darlehen - allerdings 
kostenneutral für den Bund - zu gewähren, wie dies bereits im 
Antrag 13/5198 von BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN auf gezeigt 
worden ist. 

2. Die Finanzmittel, die im Bundeshaushalt nach Bundesschie- 
nenwegeausbaugesetz und Deutsche Bahn Gründungsgesetz 
für den Bau und Ausbau sowie Ersatzinvestitionen von Schie- 
nenwegen vorgesehen sind, werden ab 1998 je zur Hälfte auf 
ein Bundesprogramm und 16 Länderprogramme auf geteilt und 
entsprechend verwendet. Vorbild für diese Regelung ist das 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz. Vorrangige Aufgabe 
des Bundes sind Investitionen in Infrastrukturen des Fernver- 
kehrs, Aufgabe der Länder Investitionen in Infrastrukturen des 
Regional- und Nahverkehrs. " 


Bonn, den 22. April 1997 
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Albert Schmidt (Hitzhofen) 

Gila Altmann (Aurich) 

Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn) 

Franziska Eichstädt-Bohlig 
Egbert Nitsch (Rendsburg) 

Marina Steindor 
Helmut Wilhelm (Amberg) 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Seit der Beratung des Antrages „Finanzierung der Schienennah- 
verkehrsinfrastrukturen sicherstellen" im Ausschuß für Verkehr 
haben sich wichtige neue Gesichtspunkte ergeben. Der Dreijah- 
resplan Schiene dokumentiert, daß der Schienenwegeausbau im 
Bereich des Nahverkehrs bis heute nicht ausreichend vorankommt: 

- Einerseits wurde zwar zwischen Bund und Ländern verein- 
bart, im Dreijahresplan Schiene für 1995 bis 1997 pauschal 
1,5 Mrd. DM für Vorhaben im Schienenpersonennahverkehr 
(SPNV) vorzusehen, 

- andererseits aber sind von insgesamt über 80 mit den Ländern 
vereinbarten SPNV-Maßnahmen bis heute gerade einmal zwei 
fertiggestellt worden sowie weitere sieben in Bau. 

Die Befürchtungen in unserem Antrag haben sich beispielsweise 
in Nordrhein-Westfalen vollauf bewahrheitet: Bis heute sind in die- 
ses Bundesland keinerlei Finanzmittel aus den im Dreijahresplan 
vorgesehenen 1,5 Mrd. DM, für den SPNV geflossen. Bestenfalls 
wird demnächst mit ersten Investitionen auf der Strecke Bonn - 
Euskirchen begonnen. 

Vor diesem Hintergrund ist zu befürchten, daß ein großer Teil der 
vorgesehenen 1,5 Mrd. DM, trotz der Zusage des Bundesminis- 
teriums für Verkehr, daß der Mitte^leinsatz über den Gesamtzeit- 
raum 1995 bis 1997 erfolgen kann, nicht mehr zugunsten des Nah- 
verkehrs abfließt. Doch im Nahverkehr der DB AG sind über 
90 Prozent aller Kunden unter oft völlig unattraktiven Bedingun- 
gen unterwegs. Die DB AG selbst betont inzwischen, daß im Nahver- 
kehr „die eigentiiche Schlacht für die Bahn stattfindet" (VorstVors. 
Heinz Dürr Mitte April in Dublin). 

Punkt 1 des Änderungsantrages greift daher noch einmal die sehr 
praktikablen, für den Bund sogar aufkommensneutralen Rege- 
lungen unseres Antrages 13/5198 für das Jahr 1997 auf. Punkt 2 
nimmt hingegen Abschied von der mißlichen Regelung einer an 
sich viel zu geringen Pauschalzuweisung für den Nahverkehr, und 
legt die Finanz- und Gestaltungsverantwortung für die Schienen- 
infrastruktur maßgeblich - mit 50 % - in die Hände der Länder. Da 
sich diese schwerpunktmäßig auf den überfälligen Ausbau der 
SPNV-Infrastrukturen konzentrieren werden, zumal sie so als Auf- 
gabenträger bei den Verkehrsleistungen für mehr Effizienz sorgen 
können, ist mit dieser Regelung sichergestellt, daß den gesetzli- 
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chen Bestimmungen für Investitionen in den Nahverkehr endlich 
Rechnung getragen wird. Die Aufgabenträgerschaft für Infra- 
struktur und Verkehrsleistungen würde endlich in der jeweils zu- 
ständigen Hand zusammengefaßt und damit der sinnvolle Regio- 
nalisierungsgedanke der Bahnreform ein Stück weit auf die 
Infrastruktur übertragen (vgl. Antrag 13/7283). 
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